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Rechtsschutz 

§ 11. (1) Wird der Zugang zur Information nicht gewährt, ist auf schriftlichen Antrag des 
Informationswerbers vom informationspflichtigen Organ hierüber binnen zwei Monaten nach Einlangen 
dieses Antrages ein Bescheid zu erlassen. 

(2) Wird gegen einen solchen Bescheid Beschwerde erhoben, wie auch im Fall der Erhebung einer 
Säumnisbeschwerde, hat das Verwaltungsgericht binnen zwei Monaten zu entscheiden. Die Frist zur 
Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung (§ 14 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes – 
VwGVG, BGBl. I Nr. 33/2013) beträgt drei Wochen. § 16 Abs. 1 VwGVG ist nicht anzuwenden; die 
Behörde hat dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des 
Verwaltungsverfahrens unverzüglich vorzulegen. 

(3) Im Fall der rechtswidrigen Nichtgewährung des Zugangs zu Informationen hat das 
Verwaltungsgericht auszusprechen, dass und in welchem Umfang Zugang zu gewähren ist. 
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